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Nachlassregelung, Konto einer Erbengemeinschaft
Sachverhalt

Im April 04 verstarb Herr Y. Der Erblasser war ledig und hinterliess weder Testament noch Erbvertrag. Ein Notar wurde mit der Erbschatsliquidation beauftragt. Der Notar machte eine Aufstellung über die gesetzlichen Erben. Dieser Aufstellung ist zu entnehmen, dass der Erblasser einen Onkel in den USA hatte, Herr X, geboren am 18.02.1891. Weitere Angaben zu Herrn X, der vermutlich verstorben ist und dessen allfälligen Nachkommen, fehlen. Ob er noch lebende Nachkommen hat, kann aus den amtlichen Dokumenten nicht entnommen werden. 

Aufgrund dieser Sachlage ersuchte uns der Notar, für die Abwicklung der Erbschaftsangelegenheit einen Beistand zu ernennen, für den Stamm der gesetzlichen Erben des Herrn X. Von der Kommission für Soziales wurde ich als Vertretungsbeiständin für den Stamm der gesetzlichen Erben des Herrn X eingesetzt.
Die Erbteilung ist nun erfolgt und ich sollte als Vertretungsbeiständin für den Stamm der gesetzlichen Erben ein Konto eröffnen, damit der Erbanteil überwiesen werden kann.
Die UBS hat nach Prüfung der Sachlage erklärt, dass sie nicht berechtigt seien, ein Bankkonto zu eröffnen, weil keine Angaben zu der/den Person/en dieses Stammes der gesetzlichen Erben gemacht werden könnten. Da der Erbe, Herr X, mit grösster Wahrscheinlichkeit verstorben sei, könnten sie auch auf ihn kein Konto eröffnen.
Für uns stellen sich folgende Fragen:
Wohin soll der Erbanteil überwiesen werden? Auf welchen Namen muss ein allfälliges Konto lauten?
Durch wen und wie lange muss dieses Geld verwaltet werden?
Ist nach Abschluss der Erbschaftsangelegenheit eine Verwaltungsbeistandschaft zu errichten?
Ist durch die Behörde ein Verschollenenverfahren in die Wege zu leiten? Wenn ja, zu welchem Zeitpunkt?
Erwägungen

1. Wenn ein Erbe dauernd und ohne Vertretung abwesend ist, oder wenn ungewiss ist, ob Erben vorhanden sind, oder wenn nicht alle Erben bekannt sind, ordnet die zuständige Behörde die Erbschaftsverwaltung an (Art. 554 ZGB; Art. 6 EG ZGB BE). Der mit der Erbschaftsverwaltung Beauftragte hat die Erbennachfolge zu klären. Im vorliegenden Fall wurde offenbar keine Erbschaftsverwaltung angeordnet, weil der Nachlass des Verstorbenen einerseits durch einen Notar inventarisiert und andererseits durch einen mit den Vermögensverhältnissen des Verstorbenen vertrauten Treuhänder weiter verwaltet und der Liquidation zugeführt wurde.



2. Ist ungewiss, ob der Erblasser Erben hinterlassen hat oder nicht, oder ob alle Erben bekannt sind, so sind die Berechtigten in angemessener Weise öffentlich aufzufordern, sich binnen Jahresfrist zum Erbgange zu melden. Erfolgt während dieser Frist keine Anmeldung und sind der Behörde keine Erben bekannt, so fällt die Erbschaft unter Vorbehalt der Erbschaftsklage an das erbberechtigte Gemeinwesen (Art. 555 ZGB).


3. Im vorliegenden Fall fehlen dem beauftragten Notar nur die konkreten Hinweise über die Existenz der Angehörigen eines Stammes, die übrigen Erben sind dagegen offenbar bekannt. Damit entfällt die Möglichkeit, dass der Nachlass an das Gemeinwesen fällt. Vielmehr würde, wenn sich aus dem Stamm des Onkels mit unbekannter Existenz keine Erben eruieren lassen, dieser Anteil den übrigen Erben anwachsen.



4. Damit stellt sich die Frage nach der Angemessenheit der Erbennachforschung. Es bestehen verschiedene Möglichkeiten, nach Erben zu forschen. Der Nachlassverwalter ist gemäss Rücksprache in Kontakt mit Angehörigen, welche möglicherweise Pfade liefern können, um die Angehörigen aus den USA identifizieren zu können. Wenn genügend Mittel zur Verfügung stehen, können auch spezialisierte genealogische Institute vor Ort (in den USA) mit der Nachforschung beauftragt werden. Das fällt hier wohl ausser Betracht, wenn von einem Erbanteil von 9’ – 12'000 auszugehen ist.

Andererseits besteht die Möglichkeit,  internationale Rechtshilfe in Anspruch zu nehmen, insbesondere auch in Bezug auf die Beweiserhebung in Zivilsachen (vgl. hiezu die Wegleitung für die internationale Rechtshilfe in Zivilsachen des BJ und die in jenem Dokument erwähnten Links (z.B. http://www.ofj.admin.ch/bj/fr/home.html ; sowie http://www.rhf.admin.ch und bezüglich der Schweizerischen Behörden http://www.elorge.admin.ch ).

Letztlich liesse sich bei geringfügigen Nachlässen auch gestützt auf Art. 555 ZGB verantworten, im offiziellen Publikationsorgan jenes Kantons, in welchem der Erblasser seinen letzten Wohnsitz hatte, einen Erbenruf zu publizieren und nach Ablauf eines Jahres den Nachlass den übrigen Erben auszuhändigen, wenn sich niemand meldet. Sind Hinweise auf den letzten Wohnsitz des Präsumtiverben vorhanden, könnte der Erbenruf auch dort noch in einem geeigneten Publikationsorgan erfolgen. 


5. Ein Verschollenheitsverfahren ist dann einzuleiten, wenn der Tod einer Person höchstwahrscheinlich ist, weil sie in hoher Todesgefahr verschwunden oder seit langem nachrichtenlos abwesend ist (Art. 35 ZGB). Gerichtsstand ist der letzte Wohnsitz der verschollenen Person (Art. 13 Gerichtsstandsgesetz). Weil der hier zur Diskussion stehende Erbe und dessen Stamm keinen schweizerischen Wohnsitz hatte, richtet sich die Frage der Verschollenerklärung nach Art. 41 und 42 IPRG. Demnach sind die schweizerischen Gerichte oder Behörden am letzten bekannten Wohnsitz der verschollenen Person zuständig. Die schweizerischen Gerichte sind überdies zuständig, wenn für die Verschollenerklärung ein schützenswertes Interesse besteht. Ein schützenswertes Interesse kann bestehen, wenn die verschollene Person in der Schweiz Vermögenswerte besitzt und ihr letzter Wohnsitz nicht bekannt ist oder an ihrem letzten Wohnsitz im Ausland kein Verschollenheitsverfahren eingeleitet werden kann. Im vorliegenden Fall liesse sich demnach durchaus rechtfertigen, beim Gericht des für den Nachlass zuständigen Ortes ein Verschollenheitsverfahren einzuleiten, wenn der letzte Wohnsitz des Präsumtiverben nicht eruierbar ist (Giersberger et al. Zürcher Kommentar zum IPRG N 4 zu Art. 41). Allerdings nützt es nichts, den im Jahre 1891 geborenen Onkel als verschollen zu erklären, ohne auch dessen Nachkommen mit einzubeziehen, weil nach seiner Verschollenerklärung diese seinen Nachlass antreten.


6. Mit der Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB haben Sie die Rechtsansprüche des Erbenstammes vertreten können. Besteht nun aber Ungewissheit, aus welchen Personen dieser Stamm besteht, wird sich auch als schwierig erweisen, im Schweizerischen Bankenwesen ein Geldinstitut zu finden, welches ein Konto für diese potenziellen Erben eröffnen lässt. Wahrscheinlich liesse sich dies eher bewerkstelligen über einen Trust oder über eine Stiftung nach liechtensteinischem Recht, was aber umständlich, kostenintensiv  und letztlich nicht im Sinne einer ökonomischen Verwaltung des Nachlasses wäre. Wir haben bei der Schweizerischen Bankiervereinigung eine Anfrage deponiert, welchen Weg sie für derart gelagerte Fälle den Vormundschaftsbehörden empfiehlt und werden Ihnen die Antwort zu gegebener Zeit zukommen lassen. Solange die Frage nicht geklärt ist, empfiehlt es sich, den Erbteil nicht auszahlen zu lassen, sondern über ein treuhänderisches Nachlasskonto zu führen. Nach dem Willen des Gesetzgebers müsste dies im Rahmen einer Erbschaftsverwaltung nach Art. 554 ZGB erfolgen und wäre durch die zuständige Gemeindebehörde (Gemeinderat, Vormundschaftsbehörde) ausdrücklich anzuordnen (Art. 6 EG ZGB BE). Dort ist das Konto solange zu führen, bis entweder die Frist zum Erbenruf unbenutzt abgelaufen und der Nachlass den übrigen Erben ausgehändigt werden kann oder sich beerchtigte Erben melden, denen ihr Anteil zugewiesen wird (wofür eine Erbenbescheinigung auszuhändigen ist).


7. Damit lassen sich die gestellten Fragen wie folgt beantworten:
a. Wohin soll der Erbanteil überwiesen werden? Auf welchen Namen muss ein allfälliges Konto lauten?
Solange nicht geklärt ist, ob dem fraglichen Stamm tatsächlich Erben angehören, ist der Erbteil im Rahmen einer Erbschaftsverwaltung (Art. 554 ZGB) zu verwalten und die Vertretungsbeistandschaft fortzuführen, anstatt sie in eine Verwaltungsbeistandschaft umzuwandeln. Die Banken akzeptieren nach bisherigen Erkenntnissen für nicht identifizierte Erben weder Konti noch Wertschriftendepots. Im vorliegenden Fall wird der Nachlass von einem Treuhänder verwaltet und ohne ausdrückliches Mandat der Liquidation zugeführt, was für diesen ein gewisses Risiko darstellt, soweit er über keine hinreichende Ermächtigung sämtlicher Erben oder eben der Behörde verfügt und damit jedenfalls teilweise eine Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 419 ff OR) ausübt.

b. Durch wen und wie lange muss dieses Geld verwaltet werden?
Im Rahmen der Erbschaftsverwaltung sind die nötigen Erbennachforschungen vorzunehmen. Weil hier keine Massnahme nach Art. 554 ZGB besteht, kann die Vertretungsbeiständin namens des vertretenen Stammes dem amtierenden Vermögensverwalter einen Auftrag (Art. 394 OR) zur Erbennachforschung erteilen, soweit sie dies nicht selbst erledigen will. Für die Erbennachforschung stehen verschiedenen Möglichkeiten bis hin zur internationalen Rechtshilfe zur Verfügung (sh. oben Ziff. 4).

Wenn sich kein letzter Wohnsitz des fraglichen Erben und dessen Nachkommen ausmachen lässt, besteht die Möglichkeit, trotz letztem anzunehmendem Wohnsitz im Ausland beim Gericht am Ort des Nachlasses ein Verschollenheitsverfahren einzuleiten (sh. Ziff. 5). Einzuschliessen wären diesfalls alle Personen, deren Existenz bekannt war, welche aber die Voraussetzungen der Verschollenheit erfüllen (höchste Wahrscheinlichkeit des Todes, Art. 35 ZGB).

c. Ist nach Abschluss der Erbschaftsangelegenheit eine Verwaltungsbeistandschaft zu errichten?
Wenn der Nachweis eines Erben aus dem fraglichen Stamm erbracht ist, wird diesem ein Verwaltungsbeistand bestellt, welcher den Nachlass solange verwaltet, bis er den Erben selbst oder dessen eigene Erben gefunden hat oder der Erbteil durch Mandatsentschädigungen und Behördengebühren aufgebraucht ist. 

d. Ist durch die Behörde ein Verschollenheitsverfahren in die Wege zu leiten? Wenn ja, zu welchem Zeitpunkt?
Das Verfahren könnte durch die Miterben eingeleitet werden (alle, die aus dem Tod Rechte ableiten).  Im Falle des Erbenrufs nach Ablauf eines Jahres. Bei Verzicht auf einen Erbenruf nach Erlangung der Gewissheit, dass sich weder letzter Wohnsitz des Präsumtiverben noch dessen Nachkommen eruieren lassen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 16.5.2007
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